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Keine Anerkennung einer Hepatitis B Erkrankung als BK 3101 bei einem Mitglied der frei-
willigen Feuerwehr. 
 
§ 9 Abs. 1 SGB VII; Anl. 1 der BKV Nr. 3101 
 
Urteil des LSG Rheinland-Pfalz vom 22.03.2021 – L 2 U 117/20 – 
Aufhebung des Urteils des SG Koblenz vom 03.06.2020 – S 15 U 194/19 –  
Vom Ausgang des Revisionsverfahrens beim BSG – B 2 U 9/21 R - wird berichtet  
 

Die Parteien streiten über die Feststellung einer Berufskrankheit nach der Nr. 3101 der 
BKV (Infektionskrankheiten, wenn der Versicherte im Gesundheitsdienst, in der Wohlfahrts-
pflege oder in einem Laboratorium tätig oder durch eine andere Tätigkeit der Infektionsgefahr 
in ähnlichem Maße besonders ausgesetzt war).  
Der Kläger ist Mitglied der freiwilligen Feuerwehr und macht seine Tätigkeit für die bei 
ihm festgestellte Hepatitis B Erkrankung verantwortlich. Zunächst stellte er einen Antrag 
bei der Beklagten auf Anerkennung eines Arbeitsunfalls. Das diesbezügliche Verfahren vor dem 
SG ruht zurzeit, da das Gericht ihn darauf hinwies, dass es einfacher sei, die Erkrankung als 
Berufskrankheit anerkennen zu lassen. Allerdings lehnte die Beklagte auch die Anerkennung 
einer BK Nr. 3101 ab. 
Das Sozialgericht hob die Entscheidung der Beklagten auf und sprach den Anspruch zu. 
Auf die Berufung lehnte das LSG die Anerkennung einer Berufskrankheit beim Kläger ab. 
Es führt aus, dass beim Kläger nur die 4. Variante der BK Nr. 3101 in Betracht zu ziehen sei. 
Dafür sei es nötig, dass er bei seiner Tätigkeit für die freiwillige Feuerwehr der Infektions-
gefahr in ähnlich hohem Maße ausgesetzt gewesen sei, wie Personen im Gesundheits-
wesen, der Wohlfahrtspflege oder in einem Laboratorium. Derart vergleichbare Gefährdun-
gen habe die Rechtsprechung etwa bei einem Mitarbeiter einer Stadtreinigung gesehen, der 
öffentliche Abfallbehälter in Drogenvierteln zu entsorgen hatte. Auch im Krankenhaus zu Unter-
richtszwecken eingesetzte Lehrer oder dort zur Beratung eingesetzte Sozialversicherungsmit-
arbeiter seien als ähnlich gefährdete Personen angesehen worden. Oder Versicherte, die sich 
aufgrund ihrer Tätigkeit längere Zeit im Ausland in einem verseuchten Gebiet mit höherer Infek-
tionsgefahr als im Inland aufhalten müssten. 
Derart gefährdet sei der Kläger allerdings nicht. Denn erforderlich sei, dass die versi-
cherte Tätigkeit rechtlich wesentlich Ursache für die Exposition gegenüber einer beson-
ders erhöhten Infektionsgefahr war. Dazu sei der Durchseuchungsgrad anhand der kontak-
tierten Personen sowie Objekte festzustellen. Je höher das spezifische Übertragungsrisiko sei, 
desto niedriger dürfe der Durchseuchungsgrad sein und umgekehrt. Lägen diese Vorausset-
zungen vor, sei typisierend anzunehmen, dass diese Gefahrenlage die Infektion zur Folge ge-
habt und die Infektion rechtlich wesentlich verursacht habe.  Lasse er sich nicht ermitteln und 
seien Krankheitserreger nicht auszuschließen, sei vom Durchseuchungsgrad der Gesamtbe-
völkerung auszugehen. Dieser betrage in Deutschland laut einer Veröffentlichung des RKI 0,3 
% (wird ausgeführt, s. S. 16 d. Urteils).  Die Tätigkeit der Feuerwehr, auch im Bereich der 
Bergrettung, in der der Kläger stark eingesetzt ist, sei nicht grundsätzlich dadurch ge-
kennzeichnet, dass mit und an kranken Menschen gearbeitet werde. Diese Personen seien 
nicht häufiger als der Durchschnitt der Bevölkerung mit Hepatitis infiziert. Von einer erhöhten 
Durchseuchung des Umfeldes, in dem der Kläger arbeite, könne also nicht ausgegangen wer-
den. 
Daher sei zu prüfen, ob eine erhöhte Gefahr infolge der konkret ausgeübten Tätigkeit be-
standen habe. Dies hänge davon ab, wie eine Infektion mit Hepatitis B im Körper erfolge. Nach 
Aussage des Gutachters Prof. N. in einer Stellungnahme vom 15.12.2020 müsse virushaltige 
Flüssigkeit in die Blutbahn des Infizierten geraten. Intakte Haut sei nach dessen Aussage eine 
sichere Barriere.  
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Bei Feuerwehrleuten sei es so, dass sie in entsprechender Einsatzkleidung tätig werden. Auch 
wenn im Einzelfall vielleicht einmal die Handschuhe ausgezogen würden, so sei bei ihnen in 
der Regel nur der Kopf und der Nacken unbedeckt. 
Bei der konkreten Prüfung der infrage kommenden Einsätze des Klägers im Jahr 2017, bei der 
er an sechs Einsätzen beteiligt gewesen sei, habe nur drei Mal enger Kontakt mit Menschen 
bestanden. Dies reiche nach Auffassung des Gerichts nicht aus, um eine konkrete Gefahr an-
zunehmen, die vergleichbar derer von Personen im Gesundheitsdienst, etc. sei. 
Abschließend weist das Gericht darauf hin, dass auch der deutsche Feuerwehrverband 
in seiner Fachempfehlung keine allgemeine Impfempfehlung für einen Hepatitis Impf-
schutz bei Freiwilligen Feuerwehren abgibt.  
Das LSG hat die Revision zugelassen. (D.K.) 

 
Das Landessozialgericht Rheinland-Pfalz hat mit Urteil vom 22.03.2021 – L 2 U 117/20 –  
wie folgt entschieden: 
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